
 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 10 der Tagesordnung gemäß 
§§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

Der Vorstand hat gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht 
über die Gründe für die in Punkt 10 der Tagesordnung vorgeschlagenen Ermächtigungen zum 
Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre beim Erwerb eigener Aktien 
sowie des Bezugsrechts bei der Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien zu erstatten. 
Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter https://www.procredit-holding.com/de/investor-
relations/hauptversammlungen/ zugänglich. Er wird auch in der Hauptversammlung selbst 
zur Einsichtnahme durch die Aktionäre ausliegen.  

Unter Punkt 10 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die 
Gesellschaft für einen Zeitraum von 5 Jahren bis zum 3. Juni 2030 zu ermächtigen, eigene 
Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – 
falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Der Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag 
berechtigt, die Aktien auch unter Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und 
eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre zu erwerben und die aufgrund dieser 
Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre zu verwenden.  

Die Gesellschaft hatte bereits in ihrer früheren Hauptversammlung vom 15. November 2019 
unter Tagesordnungspunkt 1 einen zum Aktienerwerb ermächtigenden Beschluss gefasst. 
Diese Ermächtigung lief am 14. November 2024 aus. Der Vorstand soll nun erneut in die Lage 
versetzt werden, das Instrument des Erwerbs eigener Aktien zu nutzen. Hierdurch soll dem 
Vorstand ermöglicht werden, die Kapitalstruktur der Gesellschaft weiter zu optimieren. 
Diese Ermächtigung steht unter dem gesetzlichen Vorbehalt, dass etwaige erworbene 
Aktien die Grenze des § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG von 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten. Der Erwerb eigener Aktien kann über die Börse oder über ein multilaterales 
Handelssystem im Sinne von § 2 Abs. 6 Börsengesetz oder mittels eines an sämtliche 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen. 
Hierdurch erhalten alle Aktionäre in gleicher Weise die Gelegenheit, Aktien an die 
Gesellschaft zu veräußern, sofern die Gesellschaft von der Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien Gebrauch macht. Die Ermächtigung sieht jedoch auch vor, dass die Aktien 
unter Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und eines eventuellen 
Andienungsrechts der Aktionäre erworben werden können. 
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Im Einzelnen:  

 

Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 

Die eigenen Aktien sollen über die Börse oder ein multilaterales Handelssystem, mittels 
eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels 
einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten erworben werden können. 

Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge 
an Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt 
bzw. von mehreren gleichartigen Verkaufsangeboten wegen der Volumenbegrenzung nicht 
sämtliche angenommen werden können. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten 
erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleinerer Offerten oder 
kleinerer Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit 
dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine 
Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs zu 
erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so vermieden 
werden. Im Übrigen kann die Repartierung nach dem Verhältnis der angebotenen Aktien 
(Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten erfolgen, weil sich das Erwerbsverfahren 
so in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich soll 
eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile 
von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl 
der von einzelnen andienenden Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie 
es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Der 
Vorstand hält einen hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden 
Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären 
für angemessen. 

 

Verwendung erworbener eigener Aktien und Ausschluss des Bezugsrechts 

Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die erworbenen eigenen Aktien durch ein 
öffentliches Angebot an alle Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert werden. Mit den 
genannten Möglichkeiten der Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien wird bei der 
Veräußerung der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. 



 

In bestimmten Fällen sollen die erworbenen eigenen Aktien auch unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre verwendet werden können (§§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3, 4 
AktG). 

 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
auszuschließen, um die erworbenen Aktien (a) zur Bedienung bzw. Absicherung von 
Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft, insbesondere aus und 
im Zusammenhang mit Wandel-/Optionsschuldverschreibungen der Gesellschaft oder ihrer 
Konzerngesellschaften und (b) zur Bedienung von Bezugsrechten, die Inhabern bzw. 
Gläubigern von Wandlungs-/ Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. 
entsprechender Wandlungs-/ Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen in dem 
Umfang gewährt wurden, wie sie ihnen nach bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte bzw. 
Erfüllung dieser Pflichten zustünden, zu verwenden. Die Bedingungen solcher 
Schuldverschreibungen sehen üblicherweise vor, dass insbesondere etwaige 
Wandlungspflichten auch durch eigene Aktien erfüllt werden können. In solchen Fällen 
muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies sichert eine noch flexiblere 
Handhabung und gestattet es, durch Vermeidung der Ausgabe zusätzlicher Aktien den für 
eine Kapitalerhöhung charakteristischen Verwässerungseffekt zu vermeiden. Der Vorstand 
wird bei der Entscheidung, ob bei der Bedienung solcher Erwerbsrechte oder 
Erwerbspflichten neue Aktien oder eigene Aktien ausgegeben werden, die Interessen der 
Aktionäre angemessen berücksichtigen. 

 

Der Vorstand soll ferner ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts zu einem Preis, der den Börsenpreis von Aktien der 
Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet, gegen Barleistung zu veräußern. Die Möglichkeit der Veräußerung 
zurückerworbener eigener Aktien gegen Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen 
Preises bei Veräußerung der eigenen Aktien. Der Vorstand soll in die Lage versetzt werden, 
auf günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und flexibel reagieren zu können und durch 
eine marktnahe Festsetzung des Preises – im Vergleich zur Situation bei Einräumung des 
Bezugsrechts, bei der es in der Regel zu nicht unwesentlichen Abschlägen vom Börsenkurs 
kommt – bessere wirtschaftliche Konditionen zu erreichen. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung dient damit der Sicherung einer dauerhaften und angemessenen 
Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft. Durch den börsennahen Platzierungspreis der 
Aktien wird auch dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen Verwässerungsschutz 



 

Rechnung getragen sowie jedem Aktionär die Möglichkeit belassen, die zur 
Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen 
Bedingungen am Markt zu erwerben. Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des 
Veräußerungspreises unter Berücksichtigung der Gegebenheiten des Marktes bemühen, 
einen etwaigen Abschlag vom Börsenpreis so niedrig wie möglich zu halten. 

 

Außerdem soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien allen 
Aktionären anbieten können, damit diese gegen (auch teilweise) Abtretung ihres mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Anspruchs auf 
Auszahlung der Dividende Aktien der Gesellschaft beziehen können (Aktiendividende). Der 
Vorstand soll in diesem Zusammenhang ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, um eine Aktiendividende zu optimalen Bedingungen durchführen zu 
können. Bei der Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien wird den Aktionären 
angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung 
entstandenen Anspruch auf Auszahlung der Dividende an die Gesellschaft abzutreten, um 
im Gegenzug eigene Akten der Gesellschaft zu erhalten. 

Die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien kann als an alle 
Aktionäre gerichtetes Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung der Aktionäre erfolgen. Dabei werden den Aktionären 
nur jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des 
Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen 
übersteigt), sind die Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und können 
insoweit keine Aktien zeichnen; ein Angebot von Teilrechten ist ebenso wenig vorgesehen 
wie die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Weil die 
Aktionäre anstelle des Bezugs eigener Aktien insoweit anteilig eine Bardividende erhalten, 
erscheint dies als gerechtfertigt und angemessen. 

Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre liegen, die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien 
so auszugestalten, dass der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, 
unter Wahrung des allgemeinen Grundsatzes der Gleichbehandlung der Aktionäre eigene 
Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres Dividendenanspruchs anbietet, jedoch formal das 
Bezugsrecht insgesamt ausschließt. Die Durchführung der Aktiendividende unter formalem 
Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu 
flexibleren Bedingungen. Angesichts des Umstandes, dass allen Aktionären die eigenen 
Aktien angeboten werden und überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der 



 

Bardividende abgegolten werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als 
gerechtfertigt und angemessen. 

 

Der Vorstand soll weiterhin mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch die Möglichkeit haben, 
eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts als (Teil-) Gegenleistung im Rahmen des 
Erwerbs von Unternehmen oder Beteiligungen daran oder von Unternehmensteilen oder im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen anbieten und übertragen zu können. In 
derartigen Transaktionen wird nicht selten von der Verkäuferseite die Gegenleistung in Form 
von Aktien bevorzugt, und der internationale Wettbewerb verlangt zunehmend auch diese 
Art der Akquisitionsfinanzierung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung gibt dem Vorstand 
den notwendigen Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und 
flexibel sowohl auf nationalen als auch auf internationalen Märkten ausnutzen zu können. 
Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung 
der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre 
angemessen gewahrt werden. In der Regel wird der Vorstand sich bei der Bemessung des 
Wertes der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs der Aktien der 
Gesellschaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist nicht 
vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch 
Schwankungen des Börsenkurses infrage zu stellen. 

 

Ferner sollen eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts dazu verwendet werden 
können, sie (a) als Belegschaftsaktien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder eines mit ihr 
verbundenen Unternehmens oder (b) als Bestandteil der Vergütung durch Leistung von 
Aktien an Mitarbeiter der vorgenannten Unternehmen sowie an Organmitglieder von mit der 
Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszugeben. Der Bezugsrechtsausschluss ist 
Voraussetzung für die Ausgabe solcher Belegschaftsaktien. Die Ausgabe von Aktien an den 
vorgenannten Personenkreis stärkt die Identifikation der Berechtigten mit der Gesellschaft 
und die Eigentümerkultur im Unternehmen. Dies liegt auch im Interesse des Unternehmens. 
Gleiches gilt für den bei dieser Verwendung erforderlichen Bezugsrechtsausschluss. Die 
Verwendung von eigenen Aktien zur Ausgabe von Belegschaftsaktien ist nach dem 
Aktiengesetz auch bereits ohne Ermächtigung durch die Hauptversammlung zulässig (§ 71 
Abs. 1 Nr. 2 AktG), sofern die Aktien innerhalb eines Jahres nach Erwerb an Arbeitnehmer 
ausgegeben werden (§ 71 Abs. 3 Satz 2 AktG) verwendet werden. Demgegenüber wird hier 
der Vorstand ermächtigt, ohne Beachtung einer Frist die eigenen Aktien als 
Belegschaftsaktien sowie auch als Bestandteil der Vergütung durch Leistung von Aktien an 



 

Mitarbeiter der vorgenannten Unternehmen sowie an Organmitglieder von mit der 
Gesellschaft verbundenen Unternehmen einzusetzen. Über die Ausgabebedingungen 
entscheidet der Vorstand im Rahmen des durch § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG eröffneten Spielraums. 
Er kann die Aktien dabei insbesondere im Rahmen des Üblichen und Angemessenen unter 
dem aktuellen Börsenkurs zum Erwerb anbieten, um einen Anreiz für den Erwerb zu 
schaffen. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien statt einer Kapitalerhöhung oder einer 
Barleistung kann wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität 
der Gesellschaft erhöhen. 

Zudem soll dem Aufsichtsrat die Möglichkeit eingeräumt werden, eigene Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf 
Aktien der Gesellschaft zu verwenden, die mit Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft 
im Rahmen der Regelungen zur Vorstandsvergütung vereinbart wurden beziehungsweise 
werden. Insbesondere sollen sie den Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft zum 
Erwerb angeboten, zugesagt und übertragen werden können, wobei das 
Vorstandsanstellungs- oder Organverhältnis zum Zeitpunkt des Angebots, der Zusage oder 
der Übertragung bestehen muss. Soweit es um die Gewährung von Aktien an Mitglieder des 
Vorstands geht, kann nach derzeitiger Rechtslage weder uneingeschränkt auf Aktien aus 
genehmigtem Kapital noch auf nach § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG erworbene eigene Aktien 
zurückgegriffen werden. Insbesondere § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG betrifft allein die Gewährung 
von Aktien an Arbeitnehmer, nicht aber an in einem Dienstverhältnis stehende 
Organmitglieder. Die Ausgabe von Aktien soll Anreiz geben, auf eine dauerhafte 
Wertsteigerung für das Unternehmen zu achten. 

Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien wird gemäß §§71 Absatz 1 
Nr. 8, 186 Absätze 3, 4 AktG insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gemäß den 
vorstehenden Ermächtigungen verwendet werden. Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien 
durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre soll der Vorstand weiterhin berechtigt sein, 
das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um eine Abgabe erworbener eigener Aktien 
im Wege eines Veräußerungsangebots an die Aktionäre technisch durchführbar zu machen. 
Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien 
werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die 
Gesellschaft verwertet. 

Die genannten Ermächtigungen gelten mit der Maßgabe, dass die so veräußerten eigenen 
Aktien 10% des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens noch - sofern dieser Wert geringer ist - zum Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung. Auf die Begrenzung von 10% des Grundkapitals sind Aktien 



 

anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 
Ausnutzung auf der Basis von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung 
von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der 
Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, ausgegeben oder gewährt wurden oder 
noch auszugeben oder zu gewähren sind. Durch diese Anrechnungen wird sichergestellt, 
dass erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden, 
wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10% des Grundkapitals das 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wird. 

 

Schließlich sieht die Ermächtigung vor, dass erworbene eigene Aktien auch eingezogen 
werden können. Dabei soll die Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei 
Einziehung das Grundkapital der Gesellschaft herabgesetzt wird, als auch ohne eine solche 
Kapitalherabsetzung durch reine Einziehung der Aktien unter gleichzeitiger Erhöhung des auf 
die verbleibenden Aktien entfallenden anteiligen Betrages des Grundkapitals. Die Rechte 
der Aktionäre werden in keinem der beiden vorgenannten Fälle beeinträchtigt. 

 

Der Vorstand wird über die Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung und die 
Verwendung erworbener eigener Aktien im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens 
entscheiden und in den dafür vorgesehenen Fällen die Zustimmung des Aufsichtsrats 
einholen. Die Berichtspflichten gegenüber der Hauptversammlung wird er beachten. 

 

  


